
Teil 1 Arbeitsstätten

Einleitung zur Arbeitsstättenverordnung
(ArbStättV)

Die Arbeitsstättenverordnung vom 12. August 2004, zuletzt geändert

am 16. Juli 2010, wurde umfassend auf der Grundlage des § 18 Ar-

beitsschutzgesetz neu erlassen und damit die Richtlinie 89/654/EWG

des Rates über Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheits-

schutz in Arbeitsstätten (Erste Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels

16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) vom 30. November 1989

1 : 1 umgesetzt.

Die Verordnung legt die grundlegenden Pflichten der Arbeitgeber in

Bezug auf die Sicherheit und den Gesundheitsschutz in Arbeitsstätten

fest und beschreibt die zu erreichenden Schutzziele. Durch einheitliche

und flexible Grundvorschriften wird den Betrieben, innerhalb der

zwingenden europäischen Vorgaben für das Einrichten und Betreiben

von Arbeitsstätten, Spielraum für an ihre Situation angepasste Arbeits-

schutzmaßnahmen gegeben. Durch Einführung von Generalklauseln

wird vermieden, dass bei Abweichungen im Einzelfall zahlreiche Aus-

nahmegenehmigungen erteilt werden müssen. Zudem wird nunmehr

geregelt, dass nicht mehr der Arbeitgeber die Beweislast für die Erfül-

lung, sondern die Behörde die Beweislast für die Nichterfüllung der

Arbeitsschutzanforderungen trägt.

Mit dem Arbeitsschutzgesetz und den darauf gestützten Arbeitsschutz-

verordnungen wurde 1996 zur Umsetzung europäischer Richtlinien

ein modernes Arbeitsschutzrecht geschaffen. Die dort enthaltenen

Grundvorschriften sind flexibel ausgestaltet, so dass die erforderlichen

Maßnahmen des Arbeitsschutzes der konkreten Gefährdungssituation

angepasst und betriebsnah getroffen werden können. Die moderni-

sierte Arbeitsstättenverordnung entspricht jetzt dieser neuen Konzep-

tion. Damit wurde das alte Arbeitsstättenrecht entbürokratisiert, in-

dem starre und schwer handhabbare Regelungen ausgesondert und
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ArbStättV Einleitung Teil 1 Arbeitsstätten

durch flexible Grundvorschriften ersetzt wurden. Hierdurch erhalten

die Unternehmen mehr Handlungsfreiheit bei der Gestaltung der Ar-

beitsräume und Potenzial zur Kostenersparnis.

Die alte Verordnung über Arbeitsstätten (Arbeitsstättenverordnung –

ArbStättV) traf seit 1975 nationale Regelungen zum Schutz von Si-

cherheit und Gesundheit von Beschäftigten in Arbeitsstätten. Die Ar-

beitsstättenverordnung vom 20. März 1975, zuletzt geändert durch

Verordnung vom 27. September 2002, und die dazu vom BMWA ver-

öffentlichten Arbeitsstättenrichtlinien haben sich einerseits als funkti-

onierendes bundeseinheitliches Arbeitsschutzinstrument für unter-

schiedlichste Arbeitsstätten bewährt. Sie gingen jedoch andererseits

mit zahlreichen zu starren und den Spielraum der Unternehmer unnö-

tig eingrenzenden Regelungen über die EG-Arbeitsstättenrichtlinie 89/

654/EWG hinaus und bewirkten damit gegenüber anderen Mitglied-

staaten Wettbewerbsverzerrungen, die sich auf Unternehmen und Be-

schäftigte nachteilig auswirkten, ohne das Arbeitsschutzniveau maß-

geblich zu erhöhen.

Die novellierte Arbeitsstättenverordnung ist deshalb wesentlich anders

strukturiert als die bislang geltende. Die Verordnung besteht aus ei-

nem kurz gefassten allgemeinen Teil, der die Rahmenvorschriften mit

teilweise neu formulierten Anforderungen an das Einrichten und Be-

treiben von Arbeitsstätten enthält, sowie einem Anhang mit speziellen

Bestimmungen, die aber im Vergleich zu den geltenden Vorschriften

weit weniger detailliert ausgeprägt sind. Dieser Anhang konkretisiert

die allgemeinen Anforderungen und übernimmt im Wesentlichen die

bisherigen Regelungen der Arbeitsstättenverordnung. Diese konkreten

Anforderungen gelten gemäß dem Einleitungssatz des Anhangs in al-

len Fällen, „in denen die Eigenschaften der Arbeitsstätte oder der Tä-

tigkeit, die Umstände oder eine Gefährdung der Beschäftigten dies

erfordern.“ Sie räumen dem Arbeitgeber betriebsnahe Gestaltungs-

möglichkeiten ein und beseitigen bisherige starre Detailregelungen

z. B. zu Raumgrößen, Raumtemperaturen, Beleuchtung und Sichtver-

bindungen von Arbeitsräumen sowie Gestaltung von Sanitär-, Pausen-

und Bereitschaftsräumen.

Um die Anwendung der Arbeitsstättenverordnung in der Praxis zu

erleichtern, wurde ein „Ausschuss für Arbeitsstätten“ beim Bundesmi-

nisterium für Arbeit und Soziales eingerichtet, der bedarfsgerecht pra-
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Teil 1 Arbeitsstätten Einleitung ArbStättV

xisorientierte Regeln, wie die in der Verordnung gestellten Anforde-

rungen erfüllt werden können, ermittelt. Die Zusammensetzung des

Ausschusses aus Vertretern aller betroffenen Fachkreise sowie der So-

zialpartner garantiert ein ausgewogenes und streng auf die Praxis aus-

gerichtetes sowie akzeptiertes Regelwerk (ASR Kapitel 1.2), das die

bisherigen Arbeitsstättenrichtlinien (ASR Kapitel 1.3) ablösen soll. Bis

zur Bekanntmachung von Technischen Regeln zur ArbstättV gelten

die bestehenden Arbeitsstättenrichtlinien, längstens jedoch bis zum

31.12.2012, fort. Noch nicht ersetzte Arbeitsstättenrichtlinien können

noch als Orientierungshilfe herangezogen werden.

Der Vollzug der Verordnung obliegt den staatlichen Arbeitsschutzver-

waltungen der Länder (z. B. Gewerbeaufsichtsämter bzw. Ämter für

Arbeitsschutz).
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Teil 1 Arbeitsstätten ArbStättV

1.1 Verordnung über Arbeitsstätten
(Arbeitsstättenverordnung – ArbStättV)*

vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 2179)
zuletzt geändert durch Artikel 4 der Verordnung vom 19. Juli 2010 (BGBl. I
S. 960)

– mit Amtlicher Begründung –

Auf Grund des § 18 des Arbeitsschutzgesetzes vom 7. August 1996 (BGBl. I
S. 1246), der zuletzt durch Artikel 179 der Verordnung vom 25. November
2003 (BGBl. I S. 2304) geändert worden ist, verordnet die Bundesregierung
sowie auf Grund des § 66 Satz 3 und des § 68 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesberg-
gesetzes vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), von denen § 66 Satz 3
durch Artikel 8 Nr. 2 des Gesetzes vom 6. Juni 1995 (BGBl. I S. 778) einge-
fügt und § 68 Abs. 2 zuletzt durch Artikel 123 Nr. 2 Buchstabe a der Verord-
nung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2304) geändert worden sind, ver-
ordnet das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit:

Amtliche Begründung – Allgemeiner Teil
Die neu strukturierte Arbeitsstättenverordnung löst die Arbeitsstättenver-
ordnung vom 20. März 1975 (BGBl. I S. 729), zuletzt geändert durch Arti-
kel 7 der Verordnung vom 27. September 2002 (BGBl. I S. 3777), ab. Ziel
ist die Modernisierung des Arbeitsstättenrechts entsprechend der Konzep-

* Diese Verordnung dient der Umsetzung
1. der EG–Richtlinie 89/654/EWG des Rates über Mindestvorschriften für Sicher-

heit und Gesundheitsschutz in Arbeitsstätten (Erste Einzelrichtlinie im Sinne
des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) vom 30. November 1989
und

2. der Richtlinie 92/58/EWG des Rates über Mindestvorschriften für die Sicher-
heits– und/oder Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz (Neunte
Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)
vom 24. Juni 1992 und

3. des Anhangs IV Teil A (Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheits-
schutz auf Baustellen – Allgemeine Mindestvorschriften für Arbeitsstätten auf
Baustellen) und Teil B (Besondere Mindestvorschriften für Arbeitsplätze auf
Baustellen) der Richtlinie 92/57/EWG des Rates über die auf zeitlich begrenzte
oder ortsveränderliche Baustellen anzuwendenden Mindestvorschriften für Si-
cherheit und Gesundheitsschutz (Achte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels
16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) vom 24. Juni 1992.
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ArbStättV Teil 1 Arbeitsstätten

tion des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) von 1996. Diese Konzeption
folgt der Regelungssystematik der europäischen Arbeitsschutzrichtlinien,
nach der Schutzziele und allgemein gehaltene Anforderungen, aber keine
detaillierten Verhaltensvorgaben festgesetzt werden. Durch flexible Grund-
vorschriften soll den Betrieben Spielraum für an ihre Situation angepasste
Arbeitsschutzmaßnahmen gegeben werden.
Die hierzu notwendigen Änderungen machen es erforderlich, die geltende
Arbeitsstättenverordnung in wesentlichen Teilen neu zu strukturieren. Die
Verordnung wird in einen Vorschriftentext mit allgemeinen und einen An-
hang mit speziellen Bestimmungen aufgeteilt. Die allgemeinen Bestimmun-
gen enthalten Rahmenvorschriften mit teilweise neu formulierten Anforde-
rungen an das Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten. Der Anhang
stellt grundlegende Konkretisierungen der allgemeinen Anforderungen zu-
sammen und übernimmt im Wesentlichen die bisherigen Regelungen der
Arbeitsstättenverordnung. Die Schutzziele sollen betriebsnahe Gestaltungs-
möglichkeiten ermöglichen. Sie sind nur dann konkret zu regeln, wenn nach
wissenschaftlich begründeten Erkenntnissen im Belastungsfall Gesundheits-
schäden möglich sind und wenn Anforderungen keinen nachträglichen Ge-
staltungsspielraum zulassen. Im Übrigen werden Anforderungen an Arbeits-
plätze konkreter gefasst als für andere Teile der Arbeitsstätte.
Um die Anwendung der Arbeitsstättenverordnung in der Praxis zu erleichtern
sollen den Arbeitgebern und den vollziehenden Behörden Regeln an die Hand
gegeben werden können, denen zu entnehmen sein wird, wie den in der Ver-
ordnung niedergelegten Anforderungen konkret entsprochen werden kann.
Diese präzisierenden branchen- und tätigkeitsbezogenen Technischen Re-
geln sind – soweit erforderlich – außerhalb der Verordnung zu erstellen. Diese
Aufgabe wird einem „Ausschuss für Arbeitsstätten“ übertragen, dem Vertreter
aller betroffenen Fachkreise und die Sozialpartner angehören.
Insgesamt dienen die mit der Novellierung vorgenommenen strukturellen
Veränderungen dem Zweck, die Verordnung übersichtlicher zu machen.
Damit wird ein Beitrag zu größerer Transparenz und besserer Handhabbar-
keit des Arbeitsstättenrechts geleistet.
Im Einzelnen sind folgende Punkte der Novellierung hervorzuheben:
– Die Verordnung wird umfassend auf der Grundlage des § 18 ArbSchG

neu erlassen. Die Arbeitsstättenverordnung findet damit jetzt auch für
die gewerbliche Wirtschaft ihre rechtliche Grundlage im Arbeitsschutz-
gesetz. Dadurch können die im Fünften Abschnitt des Arbeitsschutzge-
setzes enthaltenen Durchführungsbestimmungen auf die Arbeitsstät-
tenverordnung angewendet werden.

– Es wird die Einrichtung eines „Ausschusses für Arbeitsstätten“ vorge-
sehen. Aufgabe dieses Ausschusses ist es, das Bundesministerium für
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Teil 1 Arbeitsstätten ArbStättV

Wirtschaft und Arbeit in Fragen des Arbeitsstättenrechts zu beraten,
dem Stand der Technik entsprechende Technische Regeln zu ermitteln
und ausfüllungsbedürftige Anforderungen der Verordnung zu konkreti-
sieren. Technische Regeln können mit dem Ziel einer anwenderfreund-
lichen Ausgestaltung beispielhafte Umsetzungen zur Erfüllung der in
der Verordnung vorgegebenen Schutzziele enthalten. Es wird möglich,
Gestaltungsempfehlungen dem Stand der gesicherten arbeitswissen-
schaftlichen Erkenntnisse entsprechend aktuell zu vermitteln. Dieses
Vorgehen entspricht der im Gefahrstoffbereich sowie im Bereich der
Biostoffverordnung bereits seit längerem üblichen Regelungssystema-
tik. Die vom Ausschuss für Arbeitsstätten ermittelten Regeln ersetzen
die bisherigen „Arbeitsstättenrichtlinien“. Die Arbeitsstättenrichtlinien
gelten bis zu ihrer Überarbeitung und zur Bekanntgabe entsprechender
Technischer Regeln als Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Hygi-
ene im Sinne des § 4 Ziffer 3 Arbeitsschutzgesetz, längstens sechs
Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung, fort.

– Wie schon die geltende Arbeitsstättenverordnung dient auch die novel-
lierte Fassung der nationalen Umsetzung der EG-Arbeitsstättenrichtli-
nie 89/654/EWG. Die EG-Kommission hatte in Bezug auf Oberlichter
und Laderampen sowie auf das Verbot von Schiebe- und Karusselltü-
ren als speziell eingerichtete Nottüren die Umsetzung der Richtlinie in
der geltenden Arbeitsstättenverordnung als unzureichend bezeichnet.
Diesen Hinweisen der Kommission trägt die Novellierung Rechnung,
indem die einschlägigen Bestimmungen im Anhang der Verordnung
klarer gefasst werden.

– Über einen gleitenden Verweis wird die EG-Sicherheitskennzeich-
nungsrichtlinie 92/58/EWG in staatliches Recht umgesetzt.

– Mit der Verordnung wird der Anhang IV Teil A (Mindestvorschriften für
Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen – Allgemeine Min-
destvorschriften für Arbeitsstätten auf Baustellen) und Teil B (Beson-
dere Mindestvorschriften für Arbeitsplätze auf Baustellen) der EG-Bau-
stellenrichtlinie 92/57/EWG in staatliches Recht umgesetzt.

– Die Verordnung über besondere Arbeitsschutzanforderungen bei Ar-
beiten im Freien in der Zeit vom 1. November bis 31. März (Winterbau-
verordnung) wird aufgehoben.

Die gleichstellungspolitische Prüfung wurde durchgeführt. Die Regelung zu
Ruhemöglichkeiten für schwangere und stillende Arbeitnehmerinnen trägt
der besonderen Lebenssituation der betroffenen Frauen Rechnung. Wei-
tere mittelbar oder unmittelbar geschlechtsspezifisch wirkende Regelungen
sind in der Verordnung nicht enthalten.
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ArbStättV § 1 Teil 1 Arbeitsstätten

Inhaltsübersicht

§ 1 Ziel, Anwendungsbereich
§ 2 Begriffsbestimmungen
§ 3 Gefährdungsbeurteilung
§ 3a Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten
§ 4 Besondere Anforderungen an das Betreiben von Arbeitsstätten
§ 5 Nichtraucherschutz
§ 6 Arbeitsräume, Sanitärräume, Pausen- und Bereitschaftsräume,

Erste-Hilfe-Räume, Unterkünfte
§ 7 Ausschuss für Arbeitsstätten
§ 8 Übergangsvorschriften
§ 9 Straftaten und Ordnungswidrigkeiten
Anhang: Anforderungen an Arbeitsstätten nach § 3 Abs. 1 der Verord-

nung

§ 1 Ziel, Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung dient der Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der
Beschäftigten beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Arbeitsstätten in Betrieben, die dem
Bundesberggesetz unterliegen, und mit Ausnahme von § 5 sowie Anhang
Ziffer 1.3 nicht
1. im Reisegewerbe und Marktverkehr,
2. in Transportmitteln, sofern diese im öffentlichen Verkehr eingesetzt

werden,
3. für Felder, Wälder und sonstige Flächen, die zu einem land- oder forst-

wirtschaftlichen Betrieb gehören, aber außerhalb seiner bebauten Flä-
che liegen.

(3) Das Bundeskanzleramt, das Bundesministerium des Innern, das Bun-
desministerium für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung, das Bundesminis-
terium der Verteidigung oder das Bundesministerium der Finanzen können,
soweit sie hierfür jeweils zuständig sind, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Arbeit und Soziales und, soweit nicht das Bundes-
ministerium des Innern selbst zuständig ist, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium des Innern Ausnahmen von den Vorschriften dieser
Verordnung zulassen, soweit öffentliche Belange dies zwingend erfordern,
insbesondere zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der öffentli-
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Teil 1 Arbeitsstätten § 1 ArbStättV

chen Sicherheit. In diesem Fall ist gleichzeitig festzulegen, wie die Sicher-
heit und der Gesundheitsschutz der Beschäftigten nach dieser Verordnung
auf andere Weise gewährleistet werden.

Amtliche Begründung – Besonderer Teil

Zu § 1:
Die Arbeitsstättenverordnung enthält zentrale Vorschriften zum Schutz
der Sicherheit und der Gesundheit am Arbeitsplatz vor Gefährdungen im
Zusammenhang mit Arbeitsstätten. Es sind Mindestvorschriften, die un-
ter dem Aspekt der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Be-
schäftigten in Arbeitsstätten formuliert sind. § 1 greift die allgemeine
Zweckbestimmung des § 1 Absatz 1 ArbSchG auf und überträgt sie auf
das Arbeitsstättenrecht. Der Begriff „Beschäftigte“ korrespondiert mit § 2
Absatz 2 ArbSchG.
Der Anwendungsbereich entspricht dem des Arbeitsschutzgesetzes.
Durch Absatz 2 wird dieser Geltungsbereich für die Arbeitsstättenverord-
nung weiter eingeschränkt. Der Begriff „Transportmittel“ umfasst Stra-
ßen-, Schienen-, Luft- und Wasserfahrzeuge im öffentlichen Verkehr und
trägt durch Zusammenfassung zu einer Verschlankung der bisherigen
Vorschrift (§ 1 Absatz 2 Ziffer 2) bei. Die verbliebenen Ausnahmen ent-
sprechen dem bislang geltenden Recht. Arbeitsstätten im Reisegewerbe,
im Marktverkehr sowie in Fahrzeugen im öffentlichen Verkehr werden von
der Verordnung weiterhin nicht erfasst, da aus praktischen Gründen nur
wenige Bestimmungen der Verordnung für diese Bereiche unmittelbar an-
wendbar wären. Entsprechende Sonderregelungen sind aufgrund des
ständig wechselnden Standortes und des fehlenden räumlichen Bezuges
schwierig. Fahrzeuge im öffentlichen Verkehr unterliegen im Übrigen dem
Verkehrsrecht. Auch Arbeitsstätten im Freien, die zu einem land- oder
forstwirtschaftlichen Betrieb gehören und außerhalb seiner bebauten Flä-
che liegen, bleiben aus diesen Gründen weiterhin vom Anwendungsbe-
reich der Verordnung ausgenommen. Der Nichtraucherschutz umfasst
dagegen alle Arbeitsplätze.
Absatz 3 trägt der Tatsache Rechnung, dass in bestimmten, für die öffentli-
chen Belange wichtigen Tätigkeitsbereichen (z. B. Streitkräfte) die strikte
Anwendung der Verordnung mit der ordnungsgemäßen Erfüllung der Auf-
gaben in diesen Bereichen in Konflikt kommen könnte. Entsprechend Arti-
kel 1 Absatz 3 der EG-Arbeitstättenrichtlinie i. V. m. Artikel 2 Absatz 2 der
EG-Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz legen die Sätze 1 und 2 für den Bereich
des Bundes fest, dass Ausnahmen von den Vorschriften der Verordnung
und die statt dessen zur Gewährleistung von Sicherheit und Gesundheits-
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ArbStättV § 2 Teil 1 Arbeitsstätten

schutz der Beschäftigten zu treffenden Maßnahmen bestimmt werden kön-
nen.

§ 2 Begriffsbestimmungen

(1) Arbeitsstätten sind:
1. Orte in Gebäuden oder im Freien, die sich auf dem Gelände eines

Betriebes oder einer Baustelle befinden und die zur Nutzung für Ar-
beitsplätze vorgesehen sind,

2. andere Orte in Gebäuden oder im Freien, die sich auf dem Gelände
eines Betriebes oder einer Baustelle befinden und zu denen Beschäf-
tigte im Rahmen ihrer Arbeit Zugang haben.

(2) Arbeitsplätze sind Bereiche von Arbeitsstätten, in denen sich Beschäf-
tigte bei der von ihnen auszuübenden Tätigkeit regelmäßig über einen län-
geren Zeitraum oder im Verlauf der täglichen Arbeitszeit nicht nur kurzfris-
tig aufhalten müssen.

(3) Arbeitsräume sind die Räume, in denen Arbeitsplätze innerhalb von Ge-
bäuden dauerhaft eingerichtet sind.

(4) Zur Arbeitsstätte gehören auch:
1. Verkehrswege, Fluchtwege, Notausgänge
2. Lager-, Maschinen- und Nebenräume,
3. Sanitärräume (Umkleide-, Wasch- und Toilettenräume),
4. Pausen- und Bereitschaftsräume,
5. Erste-Hilfe-Räume,
6. Unterkünfte.
Zur Arbeitsstätte gehören auch Einrichtungen, soweit für diese in dieser
Verordnung besondere Anforderungen gestellt werden und sie dem Betrieb
der Arbeitsstätte dienen.

(5) Einrichten ist die Bereitstellung und Ausgestaltung der Arbeitsstätte.
Das Einrichten umfasst insbesondere:
1. bauliche Maßnahmen oder Veränderungen,
2. Ausstatten mit Maschinen, Anlagen, Mobiliar, anderen Arbeitsmitteln

sowie Beleuchtungs-, Lüftungs-, Heizungs-, Feuerlösch- und Versor-
gungseinrichtungen,

3. Anlegen und Kennzeichnen von Verkehrs- und Fluchtwegen, Kenn-
zeichnen von Gefahrenstellen und brandschutztechnischen Ausrüstun-
gen,

4. Festlegen von Arbeitsplätzen.
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